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Zuständigkeit für die Anordnung der Beschlagnahme.
§ 98

(1) Die Anordnung von Beschlagnahmen steht dem Rich­
ter, bei Gefahr im Verzug auch der Staatsanwaltschaft 
und den Polizei- und Sicherheitsbeamten zu, welche als 
Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft ihren Anordnungen 
Folge zu leisten haben.

(2) Ist die Beschlagnahme ohne richterliche Anordnung 
erfolgt, so soll der Beamte, welcher die Beschlagnahme 
angeordnet hat, binnen drei Tagen die richterliche Bestä­
tigung nachsuchen, wenn bei der Beschlagnahme weder der 
davon Betroffene noch ein erwachsener Angehöriger an­
wesend war, oder wenn der Betroffene und im Falle seiner 
Abwesenheit ein erwachsener Angehöriger des Betroffenen 
gegen die Beschlagnahme ausdrücklichen Widerspruch er­
hoben hat. Der Betroffene kann jederzeit die richterliche 
Entscheidung nachsucjhen. Solange die öffentliche Klage 
noch nicht erhoben ist. erfolgt die Entscheidung durch den 
Amtsrichter, in dessen Bezirk die Beschlagnahme stattge­
funden hat.

(3) Ist nach erhobener öffentlicher Klage die Beschlag­
nahme durch die Staatsanwaltschaft oder einen Polizei­
oder Sicherheitsbeamten erfolgt, so ist binnen drei Tagen 
dem Richter von der Beschlagnahme Anzeige zu machen 
und sind ihm die in Beschlag genommenen Gegenstände 
zur Verfügung zu stellen.

(4) Beschlagnahmen in militärischen Dienstgebäuden, zu 
welchen auch Kriegsfahrzeuge gehören, erfolgen durch Er­
suchen der Militärbehörde und auf Verlangen der Zivil- 
behördef Richter, Staatsanivaltscha:ft) unter deren Mitwirkung. 
Des Ersuchens der Militärbehörde bedarf es jedoch nicht, 
wenn die Beschlagnahme in Räumen vorzunehmen ist, 
welche in militärischen Dienstgebäuden ausschließlich von 
Zivilpersonen bewohnt werden.

Anm.: Durch Art. 2 § 6 der 4. YO zur Vereinfachung der Strafrechts­
pflege vom 13. Dezember 1944 (RGBl. I S. 339) war der Staatsanwalt all­
gemein ermächtigt worden, vor Erhebung der öffentlichen Klage Be­
schlagnahmen und Durchsuchungen anzuordnen.
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